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AKTUELL 
St. Gallen wehrt sich 

Der  Regierungsrat des Kantons St. 
Gallen wehrt sich gegen die Pläne 
der SBB, bei den stündlichen Direkt
verbindungen auf der Ost-West-
Achse Abstriche zu machen. Nach 
Mitteilung der St. Galler Staatskanz
lei vom Donnerstag hat die Regie
rung die SBB unmissverständlich 
darauf hingewiesen, dass sie keine 

.Lösung hinnehmen werde, mit der  
die seit Menschengedenken beste
hende Ost-West-Transversale weni
ger wichtigen Verbindungen ge
opfert werde. Die von den SBB vor
gesehene etappenweise Verwirkli
chung von Bahn 2000 bringe für die 
Region St. Gallen/Appenzell unan
nehmbare Verschlechterungen. 

Neun Prozent Arbeitslose 
Die Zahl der Arbeitslosen ist in 

Deutschland im Juni nur geringfügig 
gesunken. Wie die Bundesanstalt für 
Arbeit am Donnerstag in Nürnberg 
mitteilte, waren Ende des Monats 3 
456 900 Erwerbslose registriert, le
diglich 4200 weniger als im Mai. Im 
Vergleich zum entsprechenden Vor
jahresmonat sank die Zahl de r  E r 
werbslosen um 137 700. Die Arbeits
losenquote verharrte bei 9,0 Prozent. 

Konkordia erfolgreich 
Die fünftgrösste Schweizer Kran

kenkasse, die Konkordia, weist für 
das letzte Jahr eine solide Finanzlage 
aus. Nach Mitteilung der Kasse vom 
Donnerstag wurde 1994 ein Gewinn 
von 24,3 Millionen Franken erzielt. 
Bei der  Prämienentwicklung bestehe 
kein Grund zur Panik. Die Zahl  de r  
Versicherten stieg 1994 nochmals ge
ringfügig an, und zwar um 313 auf 
total 534 009 Mitlieder. 

Für Kirchenreferendum 
Der  Tübinger Theologieprofessor 

Norbert Greinacher hat nach dem 
grossen Erfolg des Kirchenreferen
dums de r  österreichischen Katholi
ken am Donnerstag zu einer ähnli
chen Aktion in Deutschland aufgeru
fen. D e r  Vatikan zeigte sich von der 
Unterschriftenaktion in Österreich 
unbeeindruckt, bei der  500000 Ka
tholiken die fünf Forderungen nach 
Mitsprache und radikalen Reformen 
unterzeichnet hatten. 

Rau im Amt bestätigt 
D e r  nordrhein-westfälische Mini

sterpräsident Johannes Rau ist am 
Donnerstag mit den  Stimmen der 
rot-grünen Koalition für weitere fünf 
Jahre in seinem Amt  bestätigt wor
den. Deutschlands dienstältester Mi
nisterpräsident erhielt im Düsseldor
fer Landtag 129 von 220 abgegebe
nen Stimmen. SPD und Grüne  verfü
gen gemeinsam über 132 Abgeord
nete, die C D U  über 89. 

Siehe auch Seite «Zeitgeschehen». 
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Landespolizei gewährleistet unsere innere Sicherheit 
Regierungschef-Stellvertreter Thomas Büchel stellte zusammen mit  der Landespolizei die Entwicklung der Polizei in der Zukunft vor  

(G.M.) - Innere Sicherheit ist in vielen 
Staaten zu einem bedeutungsvollen 
Stichwort geworden. Auch in unserem 
Land wachen Ressort Inneres und Poli
zei über die Erhaltung der inneren Si
cherheit, die nicht zuletzt durch die orga
nisierte internationale Kriminalität ge
fährdet werden könnte. Regierungschef-
Stellvertreter Thomas Büchel, Polizei
chef Werner Marxer und die Leiter der 
verschiedenen Polizeiabteilungen infor
mierten gestern an einer Pressekonfe
renz im Regierungsgebäude über innere 
Sicherheit und über die Entwicklung der 
Landespolizei. 

Liechtenstein sei «keine Insel der  Seli
gen», erklärte Regierungschef-Stellver
treter Thomas Büchel, fügte aber  gleich
zeitig hinzu, dass unser Land noch über 
eine gute innere Sicherheit verfüge. Poli
zeichef Werner Marxer erachtet die inne
r e  Sicherheit als «nicht gefährdet». Die 
günstige wirtschaftliche Lage und der 
Umstand, dass unsere Nachbarstaaten in 
ebenso politisch und wirtschaftlich gün
stiger Lage seien, ist nach seiner Ansicht 
der  Grund dafür, dass sich unsere innere 
Sicherheit noch gut darstelle. 

Personelle Grenzen erreicht 
Zur  Gewährleistung der  inneren Si

cherheit braucht es nach Darstellung der  
Fachleute eine modern ausgerüstete Po
lizei, ebenso aber  auch das notwendige 
Personal, weil die Sicherheit rund um die 
U h r  beobachtet werden muss. Die Lan
despolizei mit einem derzeitigen Perso-

Regierungschef-Stellvertreter Thomas Büchel stellte gestern zusammen mit der Lan
despolizei an einer Pressekonferenz die Entwicklung der Polizei vor und gab einen 
Überblick über die innere Sicherheit in unserem Land. (Bild: vito) 

nalbestand von 59 Polizistinnen und Poli
zisten stösst bei der  Erfüllung dieser viel
fältigen Aufgabe an  die Grenzen des 
Möglichen. Für Polizeichef Werner Mar
xer ist deshalb eine Aufstockung des 
Mannschaftsbestandes auf rund 80 Mit
arbeiter unumgänglich. Dazu sollen auch 
die Hilfspolizisten eine Aufwertung 
erfahren, indem sie zu einer Bereit

schaftstruppe ausgebaut werden sollen. 

Zusammenarbeit über die Grenzen 
Von grosser Bedeutung für die innere 

Sicherheit eines Landes ist für Regie
rungschef-Stellvertreter Thomas Büchel 
die Zusammenarbeit auf internationaler 
Ebene sowie die engen Kontakte im re
gionalen Rahmen. International ha t  sich 

nach seinen Worten die Zusammenarbeit  
durch die europäische Einigung ver
stärkt, regional sollen die Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit auf dem Gebiete 
des Polizeiwesens noch besser ausge
schöpft werden: Insbesondere mit  den 
Kantonen Graubünden und St. Gallen, 
aber auch mit  dem Bundesland Vorarl
berg. 

Organisierte Kriminalität 
Besondere. Beachtung schenken Res

sort Inneres und Landespolizei auch der  
Entwicklung d e r  organisierten interna
tionalen Kriminalität. Auch hier  ist die 
Zusammenarbeit über die Grenzen von 
grosser Bedeutung, führte Polizeichef 
Werner Marxer aus. Liechtenstein ver
fügt nach den  Worten von Regierungs-
chef-Stellvertreter Thomas Büchel über 
die notwendigen gesetzlichen Grundla
gen, um beispielsweise der Geldwäsche
rei beizukommen. Die Schwierigkeit zur 
Erkennung «gewaschener Gelder» be
stehe darin, dass es sich in de r  Regel be
reits um «vorgewaschene Gelder» hand
le, wenn sie in Liechtenstein auftauchten. 
Die organisierte Kriminalität verfüge 
heute über recht komplizierte Konstruk
tionen, die es den Fahndern ausseror
dentlich erschwere, den Nachweis der  
Geldwäscherei zu erbringen. Bei der 
Landespolizei sind heute zwei Beamte 
bereits für die Rechtshilfe zuständig: 
Mehrere hundert Rechtshilfeansuchen 
ausländischer Amtsstellen laufen jähr
lich ein. 

erörtert 
D e r  slowakische Staatssekretär im Aussenministerium, Jozef  Sestak, weilte zu einem Besuch in unserem Land - Mehrere Treffen 

Im Rahmenseines Liechtenstein-Besuches traf der slowakische Staatssekretär im Aus
senministerium Jozef Sestak gestern mit Regierungsrätin Dr. Andrea Willi zusammen. 
Die beiden erörterten konstruktiv die offenen Fragen hinsichtlich der Enteignung der 
liechtensteinischen Vermögen aus dem Jahre 1945. (Bilder: vito) 

A m  Mittwoch hielt sich der slowakische Staatssekretär Jozef Sestak zu einem Besuch 
in unserem Land auf. A m  Mittag traf er mit der Präsidentin der Tschechisch-Liech
tensteinischen Gesellschaft, Eva Finger-Klein und deren Mann im Hotel «Real» zu
sammen, wo er mit seiner Gattin auch von Theresia und Felix Real begriisst wurde. 

Artisana will Prämien um 20 Prozent verteuern 
Zusätzliche Einmaleinlage von rund 120 Franken - Erhöhung muss  noch genehmigt werden 

(AP) - Die schweizerische Kranken
kasse Artisana will ihre Prämien um 
durchschnittlich 20 Prozent erhöhen und 
eine Einmaleinlage von rund 120 Fran
ken erheben. Der Beschluss der Artisa-
na-Leitung muss vom Bundesamt für So
zialversicherung (BSV) genehmigt wer
den, wie e s  auf Anfrage hiess. Das BSV 
bestätigte am Donnerstag, dass Mass
nahmen getroffen werden müssen, damit 
sich die Finanzlage der Kasse bis Ende 
Jahr nicht weiter verschlechtert. 

Bereits am 1. August sollen die 470 000 
Mitglieder de r  bisher als Inbegriff 
für Billigkasse aufgetretenen Artisana 
durchschnittlich 20 Prozent mehr  Prämi
en bezahlen, wie Artisana-Verwaltungs
ratspräsident Jordi sagte. Die Erhöhung 
betreffe nur die Pflegeversicherung, Z u 

satzversicherungen seien ausgenommen. 
Jordi wies darauf hin, dass die  Prämie
nerhöhung in den einzelnen Regionen 
sehr unterschiedlich ausfallen werde und 
konkret «fast nichts» bis an die  30 Pro
zent ausmachen könne. A m  stärksten be
troffen seien die Westschweiz und der  
Kanton Basel-Stadt. Die von Artisana-
Geschäftsleitung und -Verwaltungsrats-
ausschuss beschlossenen Massnahmen 
sollen dazu beitragen, die aufgrund einer 
Fehlkalkulation bei den Kosten abge
sackten Reserven auf den  gesetzlichen 
Minimalsatz von 20 Prozent anzuheben. 
Die Vorschläge müssen vom Bundesamt 
für Sozialversicherung (BSV) genehmigt 
werden. Ein Treffen mit dem BSV ist für 
heute Freitag geplant. Das  BSV hielt in  
einer Pressemitteilung fest, dass die Ver

mögensreserve der  Artisana Ende 1994 
noch 15,9 statt der  vorgeschriebenen 20,0 
Prozent betragen habe. Das Amt  habe 
bereits bei der  Genehmigung der  Prä
mientarife für 1994 die Kasse schriftlich 
aufmerksam gemacht, dass sie auf die 
Einhaltung de r  gesetzlichen Reserve 
achten müsse. Mittlerweile hat die Kon
kurrenz die Netze zum Einfangen unzu
friedener Artisana-Versicherter ausge
worfen. Die mitgliederstärkste Kranken
kasse Helvetia will sich in der  kommen
den Woche mit einer Werbekampagne 
den verunsicherten Ärtisana-Kunden als 
«sicherer Hafen» präsentieren, wie es auf 
Anfrage hiess. Auch die CSS hatte kürz
lich in Erinnerung gerufen, dass sie seit 
jeher  Wert auf eine seriöse Geschäfts
und Finanzpolitik gelegt habe. 

Stauseeprojekt bleibt 
weiter umstritten 

Die Umweltorganisationen wollen 
mit einem dritten Anlauf beim Bun
desgericht das Stauseeprojekt im 
Bündner Hochtal Curciusa verhin
dern. A n  einer Pressekonferenz vom 
Donnerstag in Chur warfen sie der 
Bündner Regierung vor, die Gesetze 
nicht zu vollziehen. Die Misoxer 
Kraftwerke AG spricht von einer 
Zwängerei. Für  die beschwerde
führenden Umweltverbände weist 
auch die neue Konzession, welche die 
Bündner Regierung der Misoxer 
Kraftwerke AG am vergangenen 6. 
Juni erteilte, formale wie inhaltliche 
Mängel auf. Sie beantragen deshalb 
beim Bundesgericht mit einer Verwal
tungsgerichtsbeschwerde die RUck-
weisung an die Bündner Regierung. 


